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Bericht des Aufsichtsrates 
Der Aufsichtsrat hat sich vom Vorstand regelmäßig über die Lage der Genossenschaft und über Geschäfts-
vorgänge von besonderer Bedeutung unterrichten lassen. Hierzu tagte der Aufsichtsrat sechsmal gemeinsam mit 
dem Vorstand. Weiterhin fanden drei Aufsichtsratssitzungen ohne Beteiligung des Vorstandes statt. Daneben 
sind die verschiedenen Ausschüsse des Aufsichtsrates in acht weiteren Sitzungen zusammengekommen. 
Die grundsätzlichen und zustimmungspflichtigen einzelfallbezogenen Entscheidungen wurden einvernehmlich 
getroffen. 
 
Im Rahmen einer Vertreterkonferenz wurden den Vertretern vom Vorstand die ersten Ergebnisse des 
eingeschlagenen Konsolidierungskurses sowie die politischen Rahmenbedingungen erläutert. Nach der 
Behandlung im Aufsichtsrat wurden hier auch den Vertretern die Fünfjahresplanung inklusive der 
Finanzplanung und die Auswirkungen der Umfinanzierung im Volumen von über 45 Millionen EURO 
zahlenmäßig dargestellt. 
Die grundlegenden Aspekte des Handlungsrahmens der 1892 unter den gesellschaftlichen und demographischen 
bzw. wohnungswirtschaftlichen Rahmenbedingungen wurden u. a. anhand der Entwicklung der Förderquoten 
von 1989 über 2004 bis zu 2015 dargestellt. 
Der Aufsichtsrat steht dieser Informationspolitik des Vorstandes gegenüber dem höchsten Organ der 
Genossenschaft positiv gegenüber und wünscht sich weitere Veranstaltungen in diese Richtung. 
 
Der Konsolidierungsprozess wird vom Aufsichtsrat, insbesondere durch den Finanzausschuss, intensiv 
unterstützt. Über die Bestätigung bereits vereinbarter Maßnahmen zur Konsolidierung hinaus wurde die 
Veräußerung der Einfamilienhäuser zur Reduktion der in diesem Segment überproportionalen Instandhaltungs-
kosten und zur Aktivierung so genannter „stiller Reserven“ gemeinsam beschlossen. 
Ein weiterer wesentlicher Entlastungsfaktor ist die Stärkung der Spareinrichtung. Der Aufsichtsrat unterstützt die 
Anstrengungen des Vorstandes, die Finanzierung gegenüber den Banken zu Gunsten der Mitgliederfinanzierung 
zu reduzieren. Die Ausweitung der Mietkautionsverwaltung für andere Wohnungsgesellschaften macht die 
Zahlungsströme der Spareinrichtung noch besser planbar und wird daher vom Aufsichtsrat positiv beurteilt. 
 
Der Vorstand ist an der Umsetzung der Empfehlungen der Expertenkommission für Wohnungsbau-
genossenschaften bei zwei Projekten von ExWoSt (Experimenteller Wohnungs- und Städtebau) beteiligt. Die 
Verknüpfung von privater Alterssicherung („Riester-Rente“) mit Wohnvorsorge im Alter einerseits und 
andererseits mit der bundesweiten Etablierung der Imagekampagne als Markenkampagne für 
Wohnungsbaugenossenschaften. Beide Projekte könnten in den kommenden Jahren eine große Bedeutung 
erlangen und leisten einen Beitrag zur Steigerung der Attraktivität genossenschaftlichen Wohnens. 
 
Der Dienstleistungsbereich der Genossenschaft wird kontinuierlich ausgebaut, dies wird vom Aufsichtsrat 
ausdrücklich unterstützt. Die Spareinrichtung, das Angebot von Ferienwohnungen in Warnemünde, die 
Gästewohnung in Hamburg und die Einrichtung eines dritten Concierge-Büros im Schillerpark sind gern 
gesehen und werden von den Mitgliedern auch gut angenommen. Verbesserungen des Preis-
/Leistungsverhältnisses werden im Interesse der Mitglieder für das zweite Halbjahr 2006 angestrebt. 
 
Der Aufsichtsrat hat eine Informationsordnung erarbeitet, mit der auch formal die Informationsversorgung des 
Aufsichtsrates dokumentiert werden soll. Wesentlicher Bestandteil ist der Quartalsbericht des Vorstandes, der im 
letzten Jahr qualitativ und quantitativ überarbeitet wurde. 
 
Die Prüfung des Jahres 2005 wurde durch den gesetzlichen Prüfungsverband, den Verband Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., durchgeführt. Der vorgelegte Prüfungsbericht wurde mit einem 
Wirtschaftsprüfer des Prüfungsverbandes ausführlich besprochen. Der Bericht enthält keine Beanstandungen und 
bestätigt die ordnungsmäßige Führung der Geschäfte der Genossenschaft. Der Prüfungsbericht wurde 
einstimmig angenommen. 
 
Der Jahresabschluss einschließlich Lagebericht des Vorstandes wurde nach Prüfung und Beratung in 
gemeinsamer Sitzung mit dem Vorstand vom Aufsichtsrat einstimmig verabschiedet. 
 
Der Aufsichtsrat dankt den Mitarbeitern der Genossenschaft, dem Betriebsrat und dem Vorstand sowie allen 
ehrenamtlichen Helfern in den Siedlungsbereichen für die im Jahre 2005 geleistete Arbeit. Dem Vorstand 
wünscht er weiterhin viel Erfolg bei seiner Tätigkeit. 

Berlin-Charlottenburg, den 23. Mai 2006 
 
 DER AUFSICHTSRAT 
 
 Weißbach 
 Aufsichtsratsvorsitzender 
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L A G E B E R I C H T 
 
I. Darstellung der Lage 
 
Gesamtwirtschaftliches Umfeld und Branchenentwicklung 
 
Das deutsche Bruttoinlandsprodukt hat sich nach der wirtschaftlichen Belebung im Vorjahr (1,6 %) etwas 
abgeschwächt auf 0,9 %. Der Rückgang ist auf den Kalendereffekt zurückzuführen, im Jahr 2004 standen mehr 
Arbeitstage als im Jahr 2005 zur Verfügung. Nach Ausschaltung des Effektes ergibt sich eine Wachstumsrate 
von 1,1 % (1,1 %). Das Wachstum wurde, wie im Vorjahr, hauptsächlich durch einen dynamischen Außenhandel 
getragen. Die privaten Konsumausgaben stagnierten, und die Bruttoanlageinvestitionen waren erneut negativ. 
Das Haushaltsfinanzierungsdefizit wird den Maastricht-Vertrag wieder nicht erfüllen, allerdings wurde die 
Vorgabe nur um 0,5 % überschritten und ist somit der niedrigste Stand seit 2001. 
Die Frühjahrsprognosen für das abgelaufene Jahr lagen bei unter 1 % und waren damit relativ exakt. Für das 
laufende Jahr wird derzeit von den Wirtschaftsforschungsinstituten mit einem Wachstum von rund 1,5 % 
gerechnet. 
 
Durch die Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ist die Arbeitslosenquote im Dezember 2005 
auf 11,7 % (10,5 %) angestiegen. Im Jahresdurchschnitt lag die Zahl der Arbeitslosen bei ca. 4,8 Millionen 
Menschen. Der kalte Winter und die daher höhere Arbeitslosigkeit wirft die Pläne der neuen Regierung etwas 
durcheinander, sie schaut aber dennoch zuversichtlich in das Jahr 2006. 
Die Abschwächung der Baukonjunktur hat sich weiter fortgesetzt. Im Jahr 2005 fielen die Bauinvestitionen 
nochmals um 4,1 % (2,6 %), somit ist das Baugewerbe im sechsten Jahr in Folge rückläufig. 
 
Die konjunkturellen und strukturellen Probleme treffen die Bundeshauptstadt Berlin noch deutlich stärker als die 
westdeutschen Stadt- oder Flächenstaaten. Seit 1995 fällt Berlin in den meisten wichtigen Indikatoren deutlich 
zurück. Die negativen Faktoren aus den Bereichen Industrie, Bau und Öffentlichem Dienst können nicht von 
dem leicht wachsenden Dienstleistungsbereich aufgefangen werden. 
Das Bruttoinlandsprodukt in unserer Stadt hatte ein Nullwachstum (-0,1 %), ca. jede fünfte Erwerbsperson ist 
ohne Arbeit. Das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigem ist in Berlin in 2005 im Gegensatz 
zu fast allen anderen Bundesländern unverändert geblieben. Somit bildet Berlin mit seinem Nachbarland 
Brandenburg das Schlusslicht. 
Die konjunkturelle und strukturelle Lage wird sich insbesondere für die Berliner Bauwirtschaft weiter negativ 
auswirken, denn der Einbruch im gewerblichen Hochbau und im öffentlichen Bau ist nachhaltig. 
 
 
Entwicklung der Nutzungsgebühren 
 
Die Umsatzerlöse aus den Sollmieten für Wohnungen abzüglich der Erlösschmälerungen stiegen leicht auf 21,3 
Mio. € (21,0 Mio. €). Die Zuschüsse aus der öffentlichen Förderung sind entsprechend den Zahlungsplänen von 
3,0 Mio. € auf 2,7 Mio. € gesunken. 
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Vermietungspolitik, Mieten- und Leerstandsentwicklung 
 
Der strukturelle Leerstand in Berlin und Umland und der damit verbundene Wettbewerb sowie die Förderpolitik 
des Landes Berlin und die konjunkturelle Situation macht die Vermietung von Wohnungen immer schwieriger. 
Dies gilt insbesondere für Genossenschaften, da unsere neuen ´Mieter´ zusätzlich auch Geschäftsanteile zu 
zeichnen haben. 
 
Weiterhin macht uns unsere seit Jahren selbst auferlegte ´Bonitätsprüfung´ das Vermietungsgeschäft nicht 
leichter. Gleichwohl ist unser Ziel, die Reduktion von Zahlungs- und Räumungsklagen und die dadurch deutlich 
verringerten Forderungsausfälle, erreicht worden. Bei ständig steigenden privaten Insolvenzen sind unsere 
Ausfälle und Wertberichtigungen auf ein Zehnjahrestief gesunken. 
 
Insbesondere bedingt durch die hohe ´Altersfluktuation´ in unserer Genossenschaft hat sich unser Leerstand im 
Vergleich zu 2004 nur geringfügig nach unten bewegt. Allerdings verzeichnen wir eine positive Tendenz. Von 
Dezember zu Dezember reduzierte sich der Leerstand um 23 Wohnungen; dies entspricht 9 %. Die neue 
Organisationsform zeigt also erste positive Auswirkungen. Weitere Anstrengungen, um den Anforderungen des 
Mietermarktes noch besser gerecht zu werden, sind aber sicherlich notwendig. 
 
Die vor sechs Jahren in unserer Genossenschaft eingeführte Wohnwertmiete ist von den Mitgliedern akzeptiert. 
Es werden die Verzerrungen des Mietspiegels bezüglich der Lage, des Alters und der Größe der Wohnungen 
abgefedert und eher qualitative Faktoren, wie z. B. moderne Bäder oder das Vorhandensein von Balkonen, 
berücksichtigt. Erstmals seit der Einführung unseres Mietmodells hatten wir 2004 eine Anpassung der 
Wohnwertmiete um ca. 5 % vorgenommen. Die notwendigen Mieterhöhungen werden weiterhin - trotz des 
Konsolidierungsprozesses - in der Regel nur 5 % betragen und nicht, wie gesetzlich zulässig, 20 %. Dies 
bedeutet für unsere älteren Mitglieder eine Art Besitzstandswahrung während die Neuvermietungen zur 
aktuellen Wohnwertmiete durchgeführt werden. 
Im Altbaubereich ist die Mietenentwicklung als wirtschaftlich zu bezeichnen, lediglich im Neubaubereich, sprich 
im sozialen Wohnungsbau, ist insbesondere durch den außerplanmäßigen Förderungsabbau, der nicht in allen 
Siedlungen weitergegeben werden kann, keine Wirtschaftlichkeit gegeben. Die Kappungsgrenze von 5,50 €/m² 
ist im sozialen Wohnungsbau systemfremd; und faktisch sind diese Mieten nicht erzielbar. Selbst die Job-Center 
und die Sozialhilfe übernehmen diese Mieten nicht für alle Wohnungen im sozialen Wohnungsbau. 
 
Neben der Lage einer Immobilie gibt es nur wenige zusätzliche Kriterien, die potenzielle Neukunden 
ansprechen. In unserer Siedlung in Spandau haben wir mit einer zielgruppenadäquaten Vermietung begonnen, 
diese zusätzlichen Kriterien kritisch zu hinterfragen und anzubieten. Wir haben dort relativ große, kindergerechte 
Wohnungen. 
 
Die Betriebskosten, insbesondere die Energiekosten, werden trotz unserer Einsparungsbemühungen immens 
steigen. Die erhöhte weltweite Nachfrage nach Energie sowie die Preiserhöhungen durch das Land Berlin haben 
und werden sich weiterhin zu Lasten aller preissteigernd auf die sogenannte zweite Miete auswirken. 
 
 
Instandhaltung und Instandsetzung/Modernisierung 
 
Die geplante Instandhaltung/Modernisierung konzentrierte sich, wie in den letzten Jahren, neben den technisch 
notwendigen Arbeiten auf die Verbesserungen der Häuser und Siedlungen. 
  
Die erfreulicherweise anhaltende große Nachfrage unserer Mitglieder nach hochwertigen Badausstattungen und 
die veränderte Nachfrage nach größeren Wohnungen mit modernen Bädern in den westlichen Bezirken haben 
uns vergleichbar stark wie im Vorjahr beansprucht. Das Budget für Wohnungszusammenlegungen und für 
Badmodernisierungen hält sich daher auf sehr hohem Niveau. Es wurden 9 (Vorjahr 11) 
Wohnungszusammenlegungen und 108 (Vorjahr 108) Badmodernisierungen durchgeführt. Aufgrund der 
konstanten Nachfrage gehen wir auch für die nächsten Jahre von einem vergleichbaren Volumen aus. Seit 
Beginn unseres Badmodernisierungsprogramms in 1998 haben wir somit gut ein Viertel unserer 
Altbauwohnungen mit einem hochwertigen Standard ausgestattet. 
 
Auch für unsere langjährigen Mitglieder bieten wir weiterhin Modernisierungsmaßnahmen an. Die Muster-
ausstellungen mit entsprechenden Badtypen zeigen eine Auswahl von möglichen Umbaumaßnahmen. 
Wohnungen mit einer derartigen Ausstattung sind in der Wohnwertmiete mit entsprechenden Zuschlägen 
gegenüber dem Standard berücksichtigt. 
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Entsprechend dem mittelfristigen Bauwirtschaftsplan wurden für das Instandhaltungsprogramm 2005 (2004) 
insgesamt T€ 4.773,5 (T€ 6.732,1) eingesetzt. Bezogen auf den m² Wohn-/Nutzfläche waren dies € 11,91 
(€ 16,61). 
 
Die Finanzierung der Maßnahmen erfolgte neben Eigenmitteln auch durch den Einsatz von Sparmitteln. 
 
Abbildung 1 zeigt die Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen im Fünfjahresvergleich. 
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Neubau 
 
Ein wesentliches Element der derzeitigen Konsolidierungsphase ist die kurz-, mittel- und langfristige  Senkung 
der Kapitalkosten. Daher sind zunächst weitere Neubauplanungen zurückgestellt worden. Allerdings ist aufgrund 
der aktuellen Rechtssprechung des Bundesverwaltungsgerichtes zum Flughafen BBI in Schönefeld eine erhöhte 
Nachfrage im Bezirk Treptow-Köpenick zu erwarten. Unsere Grundstücksreserven und das Baurecht am 
Falkenberg könnten daher in den nächsten Jahren zu einem Wachstum unserer Genossenschaft führen. 
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Stadterneuerung 
 
Das Sanierungsgebiet Wedding, Bereich Schulstraße, ist noch sukzessive mit der Verbund Nordberliner 
Wohnungsbaugenossenschaften GmbH abzurechnen. Neben den Grundstücksabrechnungen, die zum Ende des 
Geschäftsjahres erfolgten, sind für dieses Jahr die Abrechnungen der Gebäudesanierungen geplant. Die 
Einreichung der vorläufigen Sanierungsschlussabrechnung ist erfolgt; das Prüfungsergebnis wird in 2006 
erwartet. Problematisch bei der Endabrechnung wird sein, dass es bei der Senatsverwaltung nur noch 
eingeschränkt Mitarbeiter gibt, die die Sanierungsabrechnung beherrschen. 
Da wir unsere Sanierungstätigkeit stets durch eine separate Prüfung einem Vier-Augen-Prinzip unterstellt haben, 
gehen wir davon aus, dass die bilanzierten Werte auch dem Abrechnungsergebnis entsprechen; diese Zahlen sind 
auch in unserer Planung enthalten.  
 
 
Objektbestand 
 
Der Bestand an Wohnungen und anderen Objekten der Genossenschaft zum 31. Dezember 2005 hat sich 
aufgrund der Wohnungszusammenlegungen sowie der Veräußerung von 46 Einfamilienhäusern an die GA FA 
Projektentwicklungs- und -steuerungsgesellschaft mbH im Vergleich zum Vorjahr verringert. Er gliedert sich 
wie folgt auf: 
 
   3.069 Wohnungen (Altbau) 
   3.048 Wohnungen (Neubau)  2 Kindergärten 
    96 Gewerbeobjekte  18 Gästewohnungen 
    508 Garagenplätze  148 Kfz-/Krad-Abstellplätze 
 
    30  Eigentumswohnungen  57 Objekte in Fremdverwaltung  
 
 
 
 
 
Die Entwicklung des eigenen Wohnungsbestandes der letzten fünf Jahre ist in Abbildung 2 dargestellt. 
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Beteiligungen 
 
Die strategische Zielrichtung unserer Beteiligungsgesellschaften, vermehrt Drittgeschäfte zu übernehmen, gilt 
nach wie vor. Insbesondere nicht genossenschaftsspezifische Aufgaben, wie z. B. die immer komplexer 
werdende EDV-Betreuung und andere Verwaltungstätigkeiten, werden auf die Gilde Heimbau übertragen. Die 
Gilde Heimbau hat, wie in den Vorjahren, Drittkunden dazu gewinnen können. Auch als Agentur für die Image-
Kampagne der Berliner Wohnungsbaugenossenschaften konnte die Gilde Heimbau für den Zeitraum 2006 - 2007 
die Wiederbeauftragung erreichen. Die gemeinsame Mitgliederzeitung von sechs Berliner Genossenschaften ist 
mittlerweile ebenfalls etabliert und ein gutes Beispiel für genossenschaftliche Kooperationen. 
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Die GA FA Projektentwicklungs- und -steuerungsgesellschaft mbH hatte – bedingt durch die bisherige 
Rechtssprechung zum Flughafen Schönefeld und des Konsolidierungsprozesses der ´1892´ – ihre Tätigkeit für 
das Neubauprojekt am Falkenberg zumindest kurz- bis mittelfristig einstellen müssen. Durch den Wechsel der 
bisherigen Geschäftsführerin, Frau Karin Dietz, zur Gesobau AG, wurde die Geschäftsführung bis auf weiteres 
in Personalunion von den Mitgliedern des Vorstandes der Genossenschaft übernommen. Durch die 
Neuausrichtung der Geschäftstätigkeit ab 1. Oktober 2005 – Erwerb von 46 Einfamilienhäusern von unserer 
Genossenschaft – als Interims-Bestandshalter mit Absicht der Mieter-/Mitgliederprivatisierung – treten 
wirtschaftliche Fragen wieder in den Vordergrund der Geschäftstätigkeit. 
Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes zum Flughafen Schönefeld BBI könnte zur weiteren positiven 
Entwicklung beitragen. 
  
Die Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH (Nordverbund) wird sich aufgrund der 
Aufhebung des Sanierungsgebietes im Bereich Schulstraße strategisch neu ausrichten müssen. Den 
Gesellschaftern werden hierzu im laufenden Jahr Vorschläge unterbreitet. 
 
 
Spareinrichtung 
 
Bundesweit gibt es 43 Genossenschaften mit Spareinrichtung, deren Spareinlagen bzw. Einlagen insgesamt ca. 
1.460,4 Mio. € (2005) betragen.  
Die Entwicklung unserer Spareinlagen ist, trotz der Zinssenkung im letzten Jahr, weiterhin überdurchschnittlich. 
Wir konnten im abgelaufenen Jahr eine Steigerung sowohl der Sparkonten als auch der Spareinlagen, 
insbesondere der Sparbriefe, verzeichnen. 
 
Per 31.12.2005 wurden in unserer Spareinrichtung 13.146 Sparkonten mit einem Sparvolumen von 78,0 (69,5) 
Mio. € geführt; dies bedeutet eine Steigerung von 12,2 %. Die guten Angebote sind für unsere Mitglieder nach 
wie vor attraktiv. Der erfolgreiche ´Fischerhaus-Sparbrief´ unterstreicht das funktionierende System der 
genossenschaftlichen Selbsthilfe. Die Garantie für die Sicherheit der Spareinlagen ist durch den Sicherungsfond 
des GdW sowie durch unsere hohen Grundstücks- und Vermögenswerte gegeben. Der Anteil der von den 
Genossenschaftsmitgliedern erbrachten Finanzierungsmittel hat sich auf 27,5 % (24,5 %) der Bilanzsumme 
erhöht. 
 
 
Die nachfolgende Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Spareinlagen der letzten fünf Jahre. 
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Zum 31.12.2005 galten folgende Konditionen:                                                                                     p. a. 
 
Sparkonten 
Sparbuch mit dreimonatiger Kündigungsfrist  2,25 % 
Sparbuch mit sechsmonatiger Kündigungsfrist  3,00 % 
Mindesteinlage 10.000,00 €      
Sparbuch mit 15-monatiger Kündigungsfrist  3,15 % 
Mindesteinlage 10.000,00 €      
 
Festzinssparen (Mindesteinlage 5.000,00 €) 
Laufzeit  1 Jahr  3,00 % 
Laufzeit  2 Jahre  3,15 % 
Laufzeit  3 Jahre  3,20 % 
Laufzeit  4 Jahre  3,30 % 
 
Bonus-Raten-Sparen mit variablem Basiszins von z. Z. 2,50 % p. a.  einmalig am Ende 
  der Laufzeit 
 3 - 5 Jahre  5 % 
 6 - 10 Jahre  10 % 
11 - 15 Jahre  15 % 
16 - 20 Jahre  20 % 
21 - 25 Jahre  30 % 
 
1892-Rendite-Sparen mit Basiszins von 2,75 % p. a. 
Monatliches Ratensparen mit festen Prämien von 3 – 50 % am Ende eines Kalenderjahres 
Monatliche Mindestsparrate 50,00 € 
 
1892-Jugend-Sparen mit Basiszins von 2,50 % p. a. 
Monatliches Ratensparen mit festen Prämien von 1 – 50 % am Ende eines Kalenderjahres 
Monatliche Mindestsparrate 25,00 € 
 
Vermögenswirksame Leistungen (VL-Sparen) 
Monatlich 26,59 € bis 40,00 € 
Laufzeit 7 Jahre  3,0 % 
 
Banksparguthaben mit Zinsansammlung (AVmG-Verträge) 
Mit variablem Zins   3,00 % 
Mit festem Bonus alle fünf Jahre von  5,00 % 
 
Sparbriefe 
Nominalverzinslicher Sparbrief mit sechsjähriger Laufzeit 4,00 % 
Mindesteinlage 2.500,00 €      
Nominalverzinslicher Sparbrief mit zehnjähriger Laufzeit 4,50 % 
Mindesteinlage 5.000,00 €      
Abgezinste Sparbrief mit fünfjähriger Laufzeit  3,85 % 
Mindesteinlage 5.000,00 €      
Abgezinste Sparbrief mit zehnjähriger Laufzeit  4,50 % 
Mindesteinlage 5.000,00 €      
Abgezinste Sparbrief mit fünfzehnjähriger Laufzeit  4,75 % 
Mindesteinlage 5.000,00 €      
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Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 2005 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.2005 10.348 54.684 
 
Zugang 2005 596 3.257 
 
Abgang 2005 470 2.718 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.2005 10.474 55.223 
 
 
Ein Geschäftsanteil beträgt € 300,00. Das haftende Kapital erhöhte sich im Geschäftsjahr um € 167.679,15 auf 
€ 17.249.584,38.  
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 31.12.2005  € 1.747,76. 
 
 
Die Entwicklung der Mitglieder mit Zu- und Abgängen der letzten fünf Jahre ist in Abbildung 4 zu sehen. 
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Unsere neudeutsch als ´Membership-Value-Programm´ bezeichnete Strategie zeigt erste Früchte. Zum ersten 
Mal seit 1998 können wir wieder einen Anstieg der Mitgliederzahlen verzeichnen. Es gibt viele Gründe: Das 
’Mitglieder werben Mitglieder Programm’, das Concierge-Angebot, welches vielen älteren Mitgliedern ein 
längeres Verweilen in ihrer eigenen Wohnung ermöglicht, die Spareinrichtung mit den Zinsvorteilen und den 
neuen, attraktiven Produkten, das Angebot von Gäste-/Ferienwohnungen an attraktiven Standorten und diversen 
anderen Serviceangeboten. Die 1892 wandelt sich vom genossenschaftlichen Wohnungsanbieter zum 
genossenschaftlichen Dienstleister; dies wird honoriert. Die 1892 ist im Vergleich zu vielen Wettbewerbern kein 
billiger Jakob, sondern ein qualitäts- und serviceorientiertes Wohnungsunternehmen. Diese Strategie wollen wir 
fortsetzen. 
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Genossenschaftliche Demokratie 
Unsere jährliche ordentliche Vertreterversammlung fand am 24.06.2005 statt.  
 
Von befreundeten Genossenschaften, vom Verband BBU und auch von der Bundesbank – Banken- und 
Finanzaufsicht – waren Gäste zu begrüßen.  
 
Vom Aufsichtsratsvorsitzenden, Genosse Weißbach, wurden der Vertreterversammlung die Zusammensetzung 
des Aufsichtsrates und die Besetzung seiner Ausschüsse „Bauen“, „Finanzen“ und „Genossenschaftswesen“ 
bekannt gegeben. Darüber hinaus wurde ein Ausschuss zur Erarbeitung einer Informationsordnung gebildet, der 
inzwischen seine Arbeit aufgenommen hat. 
 
Über den im vorliegenden Entwurf des Geschäftsberichtes des Jahres 2004 enthaltenen schriftlichen Bericht des 
Aufsichtsrates hinaus referierte Genosse Weißbach zur Zusammenarbeit von Aufsichtsrat und Vorstand zur 
langfristigen Erhaltung der wirtschaftlich gesunden Existenz der 1892, zum eingeleiteten 
Konsolidierungsprozess, der zur Stabilität beitragen wird. Der wesentlich dazu beitragende Erfolg der 
Spareinrichtung wird von ihm dargestellt; Fremdmittel von Banken können durch Mittel der Spareinrichtung 
abgelöst und Sondertilgungen ermöglicht werden.  
Ausdrücklich wird vom Aufsichtsrat die Weiterentwicklung der Imagekampagne der Berliner 
Wohnungsbaugenossenschaften begrüßt, ebenso die verantwortliche Mitwirkung des Vorstandes im Verband 
Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. und in der Expertenkommission der Bundesregierung 
„Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“. Gerade die Ergebnisse der „ExWoSt“ werden möglicherweise für 
unsere Genossenschaft bezüglich des Dauerwohnrechts von besonderer Bedeutung sein.  
 
Der Aufsichtsrat dankt den Mitarbeitern der Genossenschaft, dem Betriebsrat, dem Vorstand und allen 
ehrenamtlich in den Siedlungen und Gremien tätigen Genossinnen und Genossen für die geleistete Arbeit. 
 
Er berichtet sodann zur Klausurtagung von Aufsichtsrat und Vorstand zur Weiterentwicklung des Unternehmens. 
Er fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen: 
- Anhebung der Nutzungsgebühren im vereinbarten moderaten Rahmen 
- Aktivierung von stillen Reserven im satzungsgemäß zulässigen Rahmen (der Erfolgsplan 2005 sieht den  

Verkauf von Einfamilienhäusern vor; die Veräußerung weiterer Grundstücke ist zu prüfen) 
- Senkung des Instandhaltungsaufwandes  durch zeitliche Verschiebung von Vorhaben 
 
Das Vorstandsmitglied Lönnecker informierte über den Geschäftsbericht des Jahres 2004 hinaus über das 
wirtschaftliche Umfeld. Trotz eines leichten Wachstums in 2004: Deutschland war wiederum Schlusslicht der 
Europäischen Gemeinschaft. Die Arbeitslosigkeit stieg weiter, 2004 gab es 80.000 Insolvenzen, die 
Verunsicherung durch die Politik, vermutlich vorgezogene Wahlen, die quasi beschlossene 
Mehrwertsteuererhöhung und real sinkende Renten, die Verpflichtung nach dem Alters-Einkünftegesetz eine 
Steuererklärung abgeben zu müssen, wird den Binnenkonsum perspektivisch „abwürgen“.  
 
Nach Veräußerungen von großen Wohnungsunternehmen sind viele Mieter verunsichert und suchen sich ein 
neues Zuhause. Berlin hat bei einer Fluktuation von ca. 10 % weit mehr als 100.000 leer stehende Wohnungen. 
Bei unserer Genossenschaft ist die Fluktuation leicht auf 8 % gesunken bei einem weiterhin schwierigen Markt: 
Der Leerstand beträgt nunmehr 3,9 %. Die Forderungsausfälle konnten jedoch reduziert werden. Ziel bleiben 
bessere Qualität der Wohnungen und Dienstleistungen.  
 
Der Vorstand wies auf den Wohntag der Imagekampagne der Wohnungsgenossenschaften am 20.08.2005 hin. 
Bundesweit hat die Kampagne inzwischen 230 teilnehmende Genossenschaften mit rund 600.00 Wohnungen – 
die „clevere Alternative“ soll bundesweit beworben werden. 
 
Im Jahr 2004 wurden 108 Bäder modernisiert (Vorjahr: 69) und 11 Wohnungen zusammengelegt (Vorjahr: 14). 
Das Gesamtbudget wurde von 4,8 auf 6,7 Mio. € erhöht. Aufgrund der Konsolidierung und damit verbunden 
Senkung der Kapitalkosten wird es mittelfristig keinen Neubau geben. Der Wohnungsbestand wurde aufgrund 
der Zusammenlegungen von 6.183 auf 6.172 reduziert. 
 
Zu den „Töchtern“ berichtete das Vorstandsmitglied Lönnecker: Die „Gilde“ Heimbau entwickelte sich weiter 
positiv als Dienstleister der genossenschaftlichen Wohnungswirtschaft in Berlin und Umgebung; sie wird auch 
2006/2007 als Agentur für die Imagekampagne tätig sein. Die GA FA hat ihre Tätigkeit derzeit eingestellt, 
verbleibt aber bei der 1892. Die Sanierungsgebiete, in denen der Verbund Nordberliner 
Wohnungsbaugenossenschaften GmbH tätig war, sind aufgehoben. Es ist mit dem Land Berlin eine Lösung für 
noch unsanierte Objekte zu finden.  
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Die Spareinlagen sind trotz leichter Zinssenkung über Plan von rund 60,4 auf ca. 69,5 Mio. € angestiegen. Die 
unterschiedlichen Produkte wurden der Vertreterversammlung mit Einlagebeträgen dargestellt. Das 
Kautionsgeschäft – es trägt zur Senkung der Durchschnittsverzinsung um ca. 1 % bei - wird ausgebaut. Das neue 
Produkt, der „Fischerhaus Sparbrief“, brachte in vier Wochen einen Anstieg der Sparmittel von 1,1 Mio. €. 
 
Die Zahl der Mitglieder sank in 2004 minimal. 2005 wird mit einem leichten Anstieg gerechnet. Beim Personal 
gab es keine Veränderungen zum Vorjahr; ab August 2005 bildet die Genossenschaft statt fünf wieder sechs 
junge Menschen aus.  
 
Zu den wesentlichen Vorgängen des Jahres 2004 gehörte u. a., dass infolge der Versagung der Revision 
bezüglich der steuerlichen Behandlung von Aufwendungsdarlehen die 1892 eine Rückstellung für 
Gewerbesteuer von 300.000 € auflösen konnte. Ein Urteil des Oberverwaltungsgerichtes hat den Anspruch auf 
Förderung nach 15 Jahren nunmehr endgültig versagt. Aufgrund des Nachweises von positiven Ergebnissen der 
Wirtschaftseinheit 332 (Ortolanweg) konnte die Rückstellung von ca. 1,5 Mio. € ebenfalls aufgelöst werden. Ein 
positives Ereignis wurde durch ein weiteres Urteil des OVG möglich: Nach jahrelangem Prozess konnte ein 
Grundstück in Treptow mit 600.000 € in die Bücher der Genossenschaft aufgenommen werden.  
 
Insbesondere aufgrund außerplanmäßiger Tilgungen wurde in 2004 eine Bilanzverkürzung erreicht. Der 
erwartete Fehlbetrag von 0,9 Mio. € entstand lediglich in Höhe von 0,6 Mio. €. Die Eigenkapitalquote sank 
planmäßig leicht von 9,2 % auf 9,1 %. Der 5-Jahres-Plan sowie die Liquidität zeigen ein kumuliertes positives 
Ergebnis. 
 
Die Risiken der Zukunft wurden den Vertretern dargelegt: Fluktuation und Leerstand haben insbesondere auf 
Grund der demografischen Entwicklung hohe Bedeutung; es ist mit einer bisher nicht gekannten Altersarmut zu 
rechnen. Die Belastungen der Sozialversicherungssysteme tragen  zu dieser Situation bei.  
Wegen der langen Niedrigzinsphase gewinnt das Zinsänderungsrisiko an Bedeutung. Die 
Konsolidierungsplanung der 1892 sieht deshalb in den nächsten fünf Jahren erhebliche Tilgungen gegenüber 
Banken vor.  
Das größte Risikopotential ist in der öffentlichen Hand als Vertragspartner zu sehen. Als Beispiele nennt das 
Vorstandsmitglied Lönnecker den Wegfall der Anschlussförderung, Erhöhung der Wasserpreise, die Mindest- 
und Rentenbesteuerung, die Erhöhung der Mehrwertsteuer u. v. m. 
 
Nach Verdeutlichung der wichtigsten Bilanzzahlen der Passiv- und Aktivseite zum 31.12.2004 und der großen 
Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung durch das Vorstandsmitglied Lönnecker gibt der 
Aufsichtsratsvorsitzende, Genosse Weißbach, kurze Erläuterungen zum Prüfungsbericht 2004 und verliest der 
Vertreterversammlung das zusammengefasste Prüfungsergebnis und den Bestätigungsvermerk zum 
Jahresabschluss 2004.  
 
In den folgenden Beschlussfassungen wurden sowohl der Bericht des Aufsichtsrates 2004 als auch der 
Lagebericht des Vorstandes und der Prüfungsbericht des Jahresabschlusses 2004 einstimmig angenommen. Die 
Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang per 31.12.2004 wurde einstimmig festgestellt. Der 
Bilanzgewinn von ca. 300.000 € wurde auf neue Rechnung vorgetragen; eine Dividende war nicht 
auszuschütten.  
 
Ganz besonderer Dank des Vorstandes ging an das zum 30.06.2004 ausgeschiedene Vorstandsmitglied 
Neubecker für seine 10jährige ehrenamtliche Tätigkeit. Er hat erfolgreich die Einführung und Fortentwicklung 
der Spareinrichtung begleitet.  
 
Nach einstimmiger Entlastung von Aufsichtsrat und Vorstand durch die Vertreterversammlung standen die 
Wahlen zum Aufsichtsrat auf der Tagesordnung. Jürgen Bitterling kandidierte aus Altersgründen nicht mehr; der 
Aufsichtsratsvorsitzende dankte ihm herzlich für seine Tätigkeit. Immer hat sich Genosse Bitterling in die Arbeit 
eingebracht, die an den Bedürfnissen der Mitglieder ausgerichtet war. Die Kandidaten – Genossen Arf und 
Klubach sowie Genossin Mitschke – stellten sich der Vertreterversammlung vor und wurden jeweils einstimmig 
in den Aufsichtsrat gewählt. Wir sagen: Guten Erfolg für die ehrenamtliche Tätigkeit.  
 
Auch im Jahr 2005 gab es wieder eine Vertreterkonferenz, am 04.10.2005. Die Themen:  
Erste Ergebnisse der Konsolidierungsbemühungen werden der Vertreterkonferenz durch den überarbeiteten 
mittelfristigen Erfolgsplan dargelegt. Mit den Anwesenden wurden nach dem Vortrag des Vorstandes die 
politischen und wirtschaftliche Rahmenbedingungen für die 1892 mit der Vertreterkonferenz diskutiert.  
Besondere Aufmerksamkeit fanden dabei die Steuerbelastungen, die auf die Genossenschaft zukommen, sowie 
die Mietengestaltung nach Wegfall der öffentlichen Förderung (heute schon teilweise keine Weitergabe des 
Subventionsabbaus). Erst im Jahre 2015 wird die 1892 von der öffentlichen Förderung unabhängig sein. 
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Es ist immer wieder festzustellen: Unsere Genossenschaft ist ein Spiegel unserer Gesellschaft. Auf der einen 
Seite der Einsatz von Mitgliedern, die sich in den Siedlungsausschüssen engagieren, die die Genossenschaft mit 
Leben erfüllen, durch gemeinsame Arbeit für die besonders beliebten Sommerfeste sorgen, für Skatabende, 
Handarbeitsrunden, Ausflüge organisieren, die die aktiven Gemeinschaften der Älteren fördern und betreuen, 
Gymnastikgruppen, Spiel- und Malkurse pflegen, die die Grünanlagen ehrenamtlich in gutem Zustand erhalten 
und insgesamt zum Wohlfühlen in unserer Genossenschaft einen wichtigen Beitrag leisten. Dafür ein ganz 
herzliches Dankeschön. 
Andererseits aber beobachten wir immer mehr Gleichgültigkeit gegenüber genossenschaftlichen Zielen, 
Vorteilsnahmen zu Lasten anderer Mitglieder sowie Streitigkeiten untereinander, die nicht mehr zu akzeptieren 
sind. Der Einsatz unserer Mediatoren, Frau Walleczek und Herr Fietkau, konnte schon so manche Wogen glätten 
und Verständnis füreinander hervorrufen. Dennoch bleiben manche Fälle unlösbar, und es hilft nur die 
Beendigung des Wohnungsvertragsverhältnisses, damit den übrigen Bewohnern wieder gutes Wohnen möglich 
wird.  
 
Seit dem Herbst 2005 waren wieder die Haussprecherwahlen durchzuführen. Und in Folge wurden die 
Siedlungsausschüsse neu gebildet. Viel Zeit und Arbeit wurde von den Gremien in die Wahlen investiert, und so 
konnten in den meisten Siedlungen die bewährten Siedlungsausschüsse wieder besetzt werden. Wir erhoffen uns 
eine gute Fortsetzung dieser für unsere Genossenschaft so wichtigen ehrenamtlichen Arbeit und wünschen den 
Mitgliedern der Ausschüsse recht viel Erfolg zum Wohle der Gemeinschaft. Die Siedlungsausschüsse sind ein 
wertvolles Bindeglied zwischen Siedlungen und Geschäftsstelle; wir möchten auf ihre Unterstützung nicht 
verzichten. 
Leider ist die Wahl der Haussprecher und Siedlungsausschüsse in den sehr kleinen Siedlungen ein schwieriges 
Unterfangen geworden; hier wird die Genossenschaft unterstützend wirken.  
 
Auch unser Verein zur Förderung des lebenslangen genossenschaftlichen Wohnens trägt dazu bei, dass sich 
unsere Mitglieder lange bei uns wohl fühlen können. Die bewährte Alten-Wohngemeinschaft in der Bristolstraße 
7 mit einer umfassenden Betreuung rund um die Uhr trägt genauso dazu bei wie das vom „Förderverein“ 
betriebene Tagescafé in Charlottenburg und die Unterstützung von Bewohnern bei bedarfsgerechter Anpassung 
ihrer Wohnungen, z. B. bei Behinderungen. Hier appellieren wir: Junge Mitglieder sind gesucht, damit diese 
wichtige Arbeit fortgesetzt werden kann. Werden Sie Mitglied, unterstützen Sie den Verein bei seinen 
Aufgaben! 
 
 
Personal- und Sozialbereich 
 
Neben den Vorstandsmitgliedern und den Prokuristen standen der Genossenschaft im Jahr 2005 für die 
Verwaltung und Instandhaltung des Wohnungsbestandes sowie für die Spareinrichtung 41 Angestellte, davon 8 
Teilzeitbeschäftigte, zur Verfügung. Für die Vermietung und den Bewohner-Service wurden davon im Bereich 
Vermietung/Verwaltung 11 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingesetzt. Die Wohnanlagen wurden von 35 
Hauswarten, davon 25 Teilzeitbeschäftigte, betreut. 
 
Nach wie vor bildet unsere Genossenschaft über Bedarf aus; sechs Auszubildende mit dem Ausbildungsziel 
„Kaufmann/-frau in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft“ wurden per Jahresultimo ausgebildet. 
Zusätzlich stellt unsere Tochtergesellschaft Gilde Heimbau einen Ausbildungsplatz zur Verfügung. 
 
Die Genossenschaft ist Mitglied im Arbeitgeberverband der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft e.V., insofern 
gilt der Mantel- und Vergütungstarifvertrag für die Angestellten und die gewerblichen Arbeitnehmer der 
Wohnungswirtschaft. Aufgrund der Tarifvereinbarungen wurden die Löhne und Gehälter zum 01.01.2006 um 
0,9 % angehoben. 
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II.) Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage 
 
 
a.) Ertragslage  
 
Die nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten gegliederte Erfolgsrechnung zeigt folgendes Ergebnis: 
 

Verände-  2 0 0 5  2 0 0 4  
rungen 

 T€   T€   T€ 
Umsatzerlöse aus der 
Hausbewirtschaftung 29.868,7 81,0%  29.885,9 80,8%   - 17,2
Mietsubventionen 2.659,6 7,2%  2.974,2 8,0%   - 314,6
Bestandsveränderungen/ 
aktivierte Eigenleistungen 980,0 2,7%  157,5 0,4%  822,5
Andere Umsatzerlöse und Erträge 3.380,7 9,2%  3.967,6 10,7%   - 586,9

 36.889,0 100,0%  36.985,2 100,0%   - 96,2
        

Betriebskosten und Grundsteuer 9.853,3 26,7%  9.046,6 24,5%  806,7
Instandhaltungsaufwand 4.197,4 11,4%  6.688,9 18,1%   - 2.491,5
Personalaufwendungen 4.458,8 12,1%  4.455,9 12,0%  2,9
Abschreibungen 4.243,4 11,5%  4.217,9 11,4%  25,5
Zinsaufwand 10.625,7 28,8%  11.149,7 30,1%   - 524,0
Übrige Aufwendungen 3.075,6 8,3%  2.427,4 6,6%  648,2

  - 36.454,2 98,8%   - 37.986,4 -102,7%  1.532,2
           

Geschäftsergebnis 434,8 1,2%   - 1.001,2 -2,7%  1.436,0
Zins- und Beteiligungsergebnis 59,0   60,8    - 1,8
Ergebnis vor Steuern 493,8    - 940,4   1.434,2
Steuern   -   335,0    - 335,0
Jahresergebnis 493,8    - 605,4   1.099,2

 
 

 
Im abgelaufenen Geschäftsjahr hat sich das Geschäftsergebnis (434,8 T€) um insgesamt 1.436,0 T€ erhöht. 
 
Von wesentlicher Bedeutung ist hierbei die Veräußerung des Einfamilien- bzw. Reihenhausbestandes an die 
Tochtergesellschaft GA FA GmbH. Die 46 Einfamilienhäuser waren wirtschaftlich nicht zu betreiben. Die 
überproportionalen Instandhaltungskosten gegenüber dem Geschosswohnungsbau einerseits und die nicht 
auskömmlichen Mieten aus dem sozialen Wohnungsbau der 60er Jahre andererseits ließen einen Verkauf 
sinnvoll erscheinen. Um laufende Dauernutzungsverträge wirksam zu schützen, wurde der Verkauf an ein 
Tochterunternehmen gewählt, der den beabsichtigten Weiterverkauf an derzeitige oder zukünftige Nutzer sichert. 
Der Verkauf realisierte einen Ertrag in Höhe von 1,3 Mio. €. 
Ein weiteres Ereignis von besonderer Bedeutung ist die Erbschaft von einem verstorbenen, ehemaligen 
Vorstandsmitglied unserer Genossenschaft. Wir waren testamentarisch beauftragt, das Erbe aufzuteilen, unser 
Anteil betrug 0,2 Mio. €.  
 
Die Umsatzerlöse aus den Sollmieten für Wohnungen, Gewerbe und sonstige Mieten - abzüglich der 
Erlösschmälerungen - stiegen leicht auf 21,3 Mio. € (21,0 Mio. €). Die abgerechneten Betriebskosten in Höhe 
von 8,3 Mio. € entsprechen den unfertigen Leistungen des Vorjahres, sodass sich die gesamten Umsatzerlöse 
quasi nicht veränderten. 
 
Die Zuschüsse aus der öffentlichen Förderung sind entsprechend den Zahlungsplänen von 3,0 Mio. € auf 
2,7 Mio. € gesunken. 
 
Der Anstieg bei den Bestandsveränderungen und den Betriebskosten resultiert insbesondere aus den gestiegenen 
Energiekosten. 
 
Der Instandhaltungsaufwand wurde aufgrund des Konsolidierungsprozesses auf 4,2 Mio. € reduziert, daraus 
resultiert die Ersparnis von 2,5 Mio. €. 
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Die Personalkosten konnten aufgrund der altersbedingten Fluktuation trotz der Erhöhung der Rückstellung für 
Altersversorgung konstant gehalten werden. 
 
Die Abschreibungen erhöhten sich leicht um die zusätzliche Abschreibung auf die nachträglichen 
Herstellungskosten des Geschäftsjahres. 
 
Die Reduktion der Zinsaufwendungen um 524,0 T€ ist neben der Regeltilgung auf die Sondertilgungen in 2004 
(4,9 Mio. €) und 2005 (5,8 Mio. €) sowie die Umfinanzierung von 10,0 Mio. € in 2005 mit deutlich reduziertem 
Zinssatz zurück zuführen. Die für die Sondertilgungen eingesetzten Spareinlagen liegen trotz der guten 
Verzinsung deutlich unter den Zinsätzen der Kreditinstitute, sodass saldiert die erläuterte Einsparung erreicht 
werden konnte. 
 
Die übrigen Aufwendungen beinhalten insbesondere die sächlichen Verwaltungskosten. 
 
Das Zins- und Beteiligungsergebnis beträgt 59,0 T€ (60,8 T€). Es hat sich aufgrund der schlechteren 
Habenverzinsung trotz der verbesserten Liquidität leicht verringert.  
 
Zur weiteren Verdeutlichung der Entwicklung stellen wir einige Daten und Kennzahlen im Mehrjahresvergleich 
dar: 
 
 2005 2004 2003  2002
 T€ T€ T€  T€ 
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 493,8  - 605,4   - 1.741,9   - 1.791,7
Gewinnvortrag 305,4  910,8  2.652,7  4.444,4
Einstellung in die Ergebnisrücklagen  - 157,6    -   -    - 
Bilanzgewinn 641,6  305,4  910,8  2.652,7
        
   
 €/qm €/qm €/qm  €/qm
Nettokaltmiete (Soll) ohne Zuschüsse  
qm Wohnfläche 4,49 4,36 4,29  4,19 

      
        
Fremdkapitalzinsen                        
Nettokaltmiete (ohne Zuschüsse) 50,90% 54,48% 57,40%  58,59% 

 
 

b.) Finanzlage 
 
Die Zahlungsfähigkeit der Genossenschaft war im Geschäftsjahr stets gegeben; die flüssigen Mittel wurden um 
ca. 394 T€ erhöht. Des weiteren bestehen Kontokorrentzusagen unserer Geschäftsbanken von über 11 Mio. €. 
 
Grundsätzlich finanziert sich die Genossenschaft über langfristige Hypothekendarlehen. Daneben werden aber 
im Bereich der Umfinanzierungen mittelfristige Annuitätendarlehen sowie kurzfristige Darlehen ohne Tilgung 
vereinbart. Im Rahmen der mittel- und langfristigen Passivplanung der Bilanz werden wir die in den nächsten 
fünf Jahren anfallende Regeltilgungen und Sondertilgungen in Höhe von 43 Mio. € mit Eigen- bzw. Sparmitteln 
vornehmen, neue Kreditaufnahmen sind nicht geplant. Sämtliche Darlehen mit einer Zinsbindungsfrist von über 
10 Jahren werden regelmäßig überprüft und ggf. zurückgezahlt bzw. umfinanziert - wenn dies sinnvoller ist. 
Zur jahresübergreifenden Steuerung werden auch kurzfristige Kredite eingesetzt, zum Bilanzstichtag betraf dies 
ein Darlehen über 3,0 Mio. €.  
 
Nach der Wiedereinführung der Spareinrichtung vor 10 Jahren wurden die Sparmittel zunächst insbesondere für 
die Modernisierung und in den letzten Jahren verstärkt zur Ablösung von Krediten eingesetzt. Trotz der guten 
Habenverzinsung für die Sparer liegt die Refinanzierung der Genossenschaft im langjährigen Vergleich zu den 
Darlehenskonditionen der Geschäfts- und Hypothekenbanken um ca. 1-2 % günstiger. 
Durch unser Angebot der Mietkautionsverwaltung wird der Zinsvorteil dieser Finanzierung noch größer und 
macht Zahlungsströme noch besser planbar; der derzeitige Anteil der Mietkautionen an den Spareinlagen beträgt 
etwa fünf Prozent. 
Insofern gehen wir in unserer langfristigen Planung im Zeitraum von 6 bis 10 Jahren davon aus, die 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten von 2011 bis 2015 nahezu halbieren zu können. Für die 
langfristigen Darlehen sind gegenwärtig Festzinssätze zwischen 3,65 % und 7,16 % vereinbart. 
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Da in den nächsten fünf Jahren quasi keine Darlehensumschuldungen anfallen, werden im Moment auch keine 
üblichen Zinssicherungsgeschäfte betrieben. Zur Sicherung günstiger Zinssätze über diesen Zeitraum hinaus ist 
im Hinblick auf die in 2011/2012 anstehenden Prolongationen teilweise eine Zinssicherung über 
Bausparverträge erfolgt. 
 
Seit 2002 werden auch angesichts der verstärkten Anforderungen nach der Baseler Eigenkapitalvereinbarung 
(Basel II) neben den handelsrechtlichen Jahresabschlüssen Abschlüsse nach den IFRS erstellt. Für 2005 ist die 
Integration dieses Abschlusses auf SAP geplant. 
 
Herkunft und Verwendung der Finanzmittel sind aus der nachfolgenden Kapitalflussrechnung zu entnehmen: 

 
 2005 2004 2003
Cashflow T€ T€ T€ 
   aus laufender Geschäftstätigkeit 2.755,2 1.153,0 515,5 
   aus Finanzierungstätigkeit  - 830,9  - 1.449,1 7.012,7 
   aus Investitionstätigkeit  - 1.530,6  - 2.914,9  - 3.454,8 
Veränderung des Finanzmittelbestandes 393,7  - 3.211,0 4.073,4 

  
Finanzmittelbestand zum 31. Dezember 3.257,8 2.864,1 6.075,1 

 
Die Zunahme des Finanzmittelbestandes resultiert im wesentlichen aus der laufenden Geschäftstätigkeit. 
 
Die im Geschäftsjahr durchgeführten Investitionen wurden aus Eigen- und Sparmitteln finanziert. 
Auch zukünftig wird die Finanzlage der Genossenschaft durch die Instandsetzungs- und 
Modernisierungstätigkeit sowie die Sondertilgungen nachhaltig beeinflusst. Im Finanzplan für das Geschäftsjahr 
2006 sind hierfür insgesamt 5,6 bzw. 2,9 Mio. € vorgesehen. 
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Nachfolgende Kennzahlen verdeutlichen die Entwicklung wichtiger Daten im Vierjahresvergleich: 
 
 2005 2004 2003  2002
 T€ T€ T€  T€ 
      
Liquide Mittel 3.257,8 2.864,1 6.075,1  2.001,7
      
      
Kapitaldienst (mit Sondertilgung)     
Nettokaltmiete (Soll) zzgl. Zuschüsse 86,98% 94,34% 74,32% 

 
79,05%

      
      
Kapitaldienst (ohne Sondertilgung)     
Nettokaltmiete (Soll) zzgl. Zuschüsse 66,12% 69,72% 70,54% 

 
69,33%

      
      
Fremdkapitalzinsen (gesamt)  
Fremdkapital (gewichtet) 4,74% 4,96% 5,20% 

 
5,36%

      
      
Fremdkapitalzinsen KI und andere Kreditgeber     
Fremdkapital Kreditinstitut und andere (gewichtet) 5,49% 5,56% 5,68% 

 
5,65%

      
      
Fremdkapitalzinsen Spareinlagen          
Fremdkapital Spareinlagen (gewichtet) 3,21% 3,49% 3,79% 

 
4,35%
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c.) Vermögenslage 
 
Der Vermögensaufbau und die Kapitalstruktur der Genossenschaft stellen sich wie folgt dar: 
 
 31. D e z e m b e r  

 2 0 0 5 2 0 0 4 Verände- 
 T€   T€  rungen 

Aktiva       
Langfristiger Bereich       
Sachanlagen 261.999,3 95,3% 264.596,3 96,2%  - 2.597,0 
Anderes langfristiges Vermögen 6.923,3 2,5% 5.945,3 2,2% 978,0 

 268.922,6 97,8% 270.541,6 98,3%  - 1.619,0 
Mittel- und kurzfristiger Bereich   
Sonstiges Vermögen 2.797,3 1,0% 1.798,9 0,7% 998,4 
Liquide Mittel 3.222,3 1,2% 2.842,3 1,0% 380,0 

 6.019,6 2,2% 4.641,2 1,7% 1.378,4 
   
 274.942,2 100,0% 275.182,8 100,0%  - 240,6 

   
Passiva   
Langfristige Finanzierung   
Eigenkapital 25.651,4 9,3% 24.992,5 9,1% 658,9 
Fremdkapital 158.215,3 57,5% 167.676,1 60,9%  - 9.460,8 
Spareinlagen 9.821,7 3,6% 5.066,6 1,8% 4.755,1 
Andere langfristige Verbindlichkeiten 6.345,2 2,3% 6.248,5 2,3% 96,7 

 200.033,6 72,8% 203.983,7 74,1%  - 3.950,1 
Mittel- und kurzfristiger Bereich   
Spareinlagen 68.132,9 24,8% 64.423,2 23,4% 3.709,7 
Sonstige Verpflichtungen 6.775,7 2,5% 6.775,9 2,5%  - 0,2 

 74.908,6 27,2% 71.199,1 25,9% 3.709,5 
   

 274.942,2 100,0%  275.182,8 100,0%  - 240,6 

 
In der Vermögenslage sind die unfertigen Leistungen (8,9 Mio. €) mit den erhaltenen Vorauszahlungen 
(8,6 Mio. €) verrechnet. 
 
Die Eigenkapitalquote - bezogen auf die Vermögenslage - beträgt 9,3 % (Vorjahr 9,1 %). Die Spareinlagen 
erhöhten sich von 25,2 % auf 28,4 %. Da die Spareinlagen in dieser Vermögenslage größtenteils nach der 
Anlagedauer, also unabhängig von dem tatsächlichen Verbleiben in der Spareinrichtung betrachtet werden, 
zählen sie somit zu dem kurzfristigen Bereich. Empirisch betrachtet, ist seit Wiedereinführung der 
Spareinrichtung ein stetiger Anstieg zu verzeichnen. Unter Berücksichtigung dieses tatsächlichen Sparverhaltens 
würde sich der Anteil der kurzfristigen Spareinlagen deutlich zu Gunsten des langfristigen Bereiches 
verschieben. 
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Der Anteil der Spareinlagen und des Eigenkapitals konnte in den vergangenen Geschäftsjahren stetig gesteigert 
werden. Er beträgt 2005  36,78 % (Vorjahr: 33,59 %) der Bilanzsumme. 
 

Verhältnis von Spareinlagen und 
Eigenkapital zur Bilanzsumme
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Am Bilanzstichtag sind die liquiden Mittel von 1,0 % auf 1,2 % gestiegen. 
 
 
III.) Nachtragsbericht 
 
Die höchstrichterliche Behandlung der Klagen der Flughafengegner des Flughafen BBI in Schönefeld hat das 
jahrelange Hin und Her zwischen den Bürgerinitiativen und den Ländern Berlin und Brandenburg nunmehr 
beendet. Auch wenn der Nachbesserungsbedarf durch das brandenburgische Ministerium für Infrastruktur und 
Raumordnung den unmittelbar beteiligten Anwohnern verständlicherweise nicht ausreicht, bedeutet das Urteil 
für die anderen Beteiligten aber die notwendige Planungssicherheit um die erwarteten Investitionen nun auch 
vorzunehmen. Zumindest in den nächsten fünf Jahren werden viele zusätzliche Arbeitsplätze in der Region 
entstehen. 
 
Als Eigentümer von ca. 20 Hektar Baureserve in Altglienicke/Grünau sehen wir in dem Urteil eine, wenn auch  
handelsrechtlich nicht nutzbare, deutliche Aufwertung unserer Grundstücke. Des weiteren erfahren unsere 
jeweils 600 Wohnungen in Spandau und am Schillerpark eine Aufwertung, da diese Bestände in fünf Jahren 
nicht mehr durch die Einflugschneisen des Flughafens Tegel belastet werden.   
 
Nach Ende des Geschäftsjahres wurde ein IBB-Darlehen in Höhe von ca. 1,5 Mio. € mit einer Zinssenkung von 
etwa zwei Prozentpunkten umfinanziert. Weitere Darlehen in Höhe von 33,5 Mio. € wurden zum ersten Quartal 
gekündigt. Bei gleichzeitiger Sondertilgung von ca. 0,5 Mio. € konnte eine Zinsersparnis von knapp einer 
Million EURO p. a. durch zinsgünstigere Darlehen vereinbart werden. Ein weiteres Darlehen über 0,9 Mio. € 
wurde gekündigt und wird Ende April zurückgezahlt. 
 
Darüber hinaus sind nach Abschluss des Geschäftsjahres keine weiteren Vorgänge von besonderer Bedeutung 
für die Entwicklung der Genossenschaft eingetreten. 
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IV.) Die voraussichtliche Entwicklung mit ihren Chancen und Risiken 
 
1.) Risikobericht 
 
Die größten Risiken der Wohnungswirtschaft sind dauerhaft durch die veränderte Situation der Öffentlichen 
Hand bedingt. Der ehemalige verlässliche Partner der Wohnungswirtschaft konzentriert sich auf andere 
Aufgaben. Der jahrzehntelange Wohnungsnotstand stellt zumindest mittelfristig kein Problem mehr dar. Das 
Gegenteil ist der Fall, Wohnungen müssen vom Markt genommen werden, der subventionierte Wohnungsbau 
von gestern und vorgestern wird heute und morgen abgerissen. Mit und ohne Subventionen. 
Die Genossenschaft hat sich bereits seit Wegfall der Gemeinnützigkeit auf diese Veränderung präventiv 
eingestellt und z. B. keine weiteren Wohnungen im geförderten Wohnungsbau mehr geplant. Auch die 
Wiedereinführung der Spareinrichtung 1995 war ein Schritt in Richtung Unabhängigkeit was die Finanzierung 
anbelangt. 
 
Risiken konkreter Art stecken in den in Kürze anstehenden Urteilen von dem Bundesverwaltungsgericht wegen 
der versagten Anschlussförderung in Berlin. Ein weiteres Urteil vom Bundesverfassungsgericht wegen der 
Ansprüche Berlins aus dem Länderfinanzausgleich wird in Berlin, und zwar unabhängig von dem Ausgang des 
Verfahrens, deutliche Auswirkungen auf jegliche Ausgaben- und Steuerpolitik haben. 
 
Neben der bereits beschlossenen Umsatzsteuererhöhung ab 2007 sind mit der in Angriff genommenen 
Föderalismusreform und der so genannten ´großen Steuerreform´ weitere Einschnitte unserer Branche zu 
erwarten. 
 
Unabhängig von diesen Risiken durch die veränderten politischen Rahmenbedingungen hat der Standort Berlin 
jedoch auch deutliche Vorteile gegenüber anderen Städten und Regionen. Die Bevölkerung wird in den nächsten 
15 Jahren bei steigenden Haushalten quasi konstant bleiben. Der Leerstand wird daher in der nächsten Dekade 
nicht zunehmen. 
 
Auch der Leerstand in unserer Genossenschaft ist im letzten Jahr leicht zurückgegangen. Die Maßnahmen zur 
Reduzierung zeigen somit erste Erfolge. Gleichwohl werden wir aufgrund der Marktsituation weitere 
organisatorische Anstrengungen vornehmen müssen. 
 
Mittel- und langfristig wird das generelle Problem der Altersarmut die gesamte Branche belasten. Diese 
Thematik wird von Jahr zu Jahr aktueller; das dritte Jahr einer nominalen Nullrunde für die Rentner ist gerade 
beschlossen worden. Dabei ist die heutige Rentnergeneration - im Vergleich zu der zukünftigen Generation mit 
unterbrochenen Erwerbsbiographien - noch relativ gut versorgt. Die Probleme, die aufgrund der demografischen 
Entwicklung die Sozialversicherungssysteme belasten, sind aus unserer Sicht noch nicht als gelöst zu betrachten. 
 
Das Zinsänderungsrisiko hat aufgrund der langen Niedrigzinsphase die nunmehr beendet zu sein scheint, 
zwangsläufig eine Brisanz. Aufgrund unserer mittelfristigen Planung streben wir aber eine deutliche Senkung 
der Fremdmittel (KI) in Höhe von über 40 Mio. € in fünf Jahren an. Da wir in diesem Zeitraum im Rahmen 
unserer Finanzplanung mit Ausnahme eines Objektes im geförderten Wohnungsbau keinen Prolongationsbedarf 
sehen, ist das Zinsänderungsrisiko für unsere Genossenschaft faktisch nicht vorhanden.  
 
 
2.) Prognosebericht 
 
Im mittelfristigen Planungszeitraum wird nach einem Jahresfehlbetrag von 542,7 T€ in 2006, der über den 
Bilanzgewinn von 641,6 T€ über entsprechende bilanzielle Vorsorge abgedeckt ist, permanent mit steigenden 
Jahresüberschüssen gerechnet. Die Anhebung der Umsatzsteuer um drei Prozentpunkte ab 2007 ist hierbei 
bereits berücksichtigt. Nach der Finanzplanung gehen wir, abhängig von den Sondertilgungen in den einzelnen 
Jahren, von einer steigenden Liquidität aus. 
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Die geplante Entwicklung ist im folgenden Jahresvergleich dargestellt: 
 
 

  2006  2007  2008  2009 
  T€  T€  T€  T€ 
Jahresergebnisse  -542,7  25,6  27,1  145,7 
         
         
Liquidität  4.486,1  3.873,0  3.612,9  5.295,8 
         
         
  €/qm  €/qm  €/qm  €/qm 
Nettokaltmiete         
qm Wohnfläche  4,54  4,62  4,70  4,76 
         
         
Fremdkapitalzinsen         
Nettokaltmiete 
 

 45,2%  42,0%  40,2%  39,7% 

 
 
Der Planung liegen folgende wesentliche Prämissen zugrunde: 
 
Die Erlöse aus der Vermietung des Wohnungsbestandes werden jährlich um ca. 1,5 % angepasst, parallel hierzu 
wird der Leerstand p. a. um 0,2 Prozentpunkte gesenkt. Die Gewerbemieten nehmen mittelfristig leicht zu, 
insbesondere profitiert hiervon unser Gewerbeobjekt in der Nähe des Flughafen BBI. 
 
Die Fördermittel werden vertraglich von 2,4 Mio. € auf 1,2 Mio. € sinken, der eventuelle Ausfall der 
Anschlussförderung in Höhe von ca. 0,8 Mio. € p. a. ab 2007 ist hierbei berücksichtigt. 
 
Die Umsatzerlöse aus Betriebskostenabrechnungen steigen entsprechend der bekannten Preis- bzw. 
Gebührenerhöhungen, die insbesondere durch die öffentlichen Abgaben geprägt sind. Bei den Energiekosten 
sind die letzten Preissprünge von 30 % eingeplant, ein noch höherer Anstieg würde sowohl die Kosten als auch 
die Erlöse (abzüglich Leerstand) weiter erhöhen. 
 
Die weiteren Erlöse machen weniger als fünf Prozent der Gesamterlöse aus und sind nach dem Vorsichtsprinzip 
geplant, ein Drittel hiervon sind Versicherungsentschädigungen. 
 
Die Aufwendungen sind entsprechend vertraglicher und tarifrechtlicher Vereinbarungen einerseits und 
andererseits durch den Finanz- und Investitionsplan geprägt. Die Kosten der Hausbewirtschaftung einschließlich 
der Betriebskosten stellen mit etwa 40 % den ´Löwenanteil´. Die angenommene Entwicklung der Betriebskosten 
wurde bereits beschrieben, die Instandhaltungs- und Modernisierungskosten werden jährlich mit etwa sechs Mio. 
€ angesetzt, bei Ergebnissen über Plan soll diese Position noch gestärkt werden. 
 
Die Personalaufwendungen werden über die altersbedingte Fluktuation leicht sinken, die Aufwendungen für 
Altersvorsorge sind nach den Heubeck-Tabellen 2005 geplant. 
 
Die Abschreibungen steigen leicht um den Anteil, der sich aus den nachträglichen Herstellungskosten der 
nächsten Jahre ergeben wird. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen reduzieren sich nach Sondereffekten in 2005 um ca. 200 T€. 
 
Bei den Zinsaufwendungen wird sich bereits ab 2006 eine Reduktion von 1,1 Mio. € gegenüber 2005 
insbesondere aufgrund der beschriebenen Umfinanzierungen und Sondertilgungen einstellen. Die Reduktion der 
Zinsaufwendungen in 2010 beträgt 1,8 Mio. €. 
 
Der Vorstand dankt allen Mitarbeitern, dem Betriebsrat, den genossenschaftlichen Gremien und den 
ehrenamtlichen Helfern für den Einsatz und die tatkräftige Unterstützung bei der Bewältigung der uns gestellten 
Aufgaben und der Unterstützung bei der Einführung von neuen Produkten und Dienstleistungen sowie den 
erforderlichen Organisationsanpassungen. 
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AKTIVA     B I L A N Z   Z U M   3 1.  D E Z E M B E R  2 0 0 5 
  

   2005  2004 
 
  € € € T€ 
A. ANLAGEVERMÖGEN 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände 
1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 
        ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an 

solchen Rechten und Werten 717.716,62 717.716,62  749 
Sachanlagen 
1.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
         mit Wohnbauten 218.698.445,98   221.222 
2.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
         mit Geschäfts- und anderen Bauten 5.337.449,34   5.478 
3.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  
         ohne Bauten 30.273.326,02   30.275 
4.      Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 1.284.512,66   1.285 
5.      Technische Anlagen und Maschinen 24.948,80   32 
6.      Andere Anlagen, Betriebs- und 
         Geschäftsausstattung 396.927,88   540 
7.      Bauvorbereitungskosten 5.757.592,76   5.544 
8.      Geleistete Anzahlungen  226.048,51 261.999.251,95  220 
Finanzanlagen 
1.     Anteile an verbundenen Unternehmen 4.511.149,13   3.311 
2. Beteiligungen 20.650,00   21 
3. Andere Finanzanlagen 35.392,10 4.567.191,23 267.284.159,80 35 
 
B. UMLAUFVERMÖGEN 
 
Andere Vorräte 
1.      Unfertige Leistungen 8.868.000,00   8.170 
2.      Andere Vorräte 4.100,14 8.872.100,14  5 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1.      Forderungen aus Vermietung 703.779,63   559 
2.      Forderungen aus Verkauf von Grundstücken 0,00   6 
3.      Forderungen aus Betreuungstätigkeit 1.225,74   28 
4.      Forderungen aus anderen Lieferungen 
         und Leistungen 10.657,11   17 
5.      Forderungen gegen verbundene Unternehmen 65.741,27   286 
6.      Sonstige Vermögensgegenstände 1.286.164,73 2.067.568,48  657 
Flüssige Mittel 
1. Kassenbestand, Postbankguthaben 

Guthaben bei Kreditinstituten 3.257.792,15   2.864 
2. Bausparguthaben 274.983,82 3.532.775,97 14.472.444,59 0 
 
C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

 
1.     Geldbeschaffungskosten 1.382.231,39   1.573 
2.     Andere Rechnungsabgrenzungsposten 203.471,98  1.585.703,37 242 
 
D. STADTERNEUERUNGSPOSTEN 

 
Förmlich festgelegte Gebiete 
1.     Grunderwerb einschließlich Erwerbsnebenkosten 137.005,59   137 
2.     Ordnungsmaßnahmen 1.022,58   1 
3.     Trägervergütungen 43.078,01 181.106,18  43 
Untersuchungsbereiche 
1.     Trägervergütungen 75.125,17 75.125,17 256.231,35 75 
    283.598.539,11 283.375 
    ===========                   ====== 
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PASSIVA                                                   B I L A N Z   Z U M   3 1.   D E Z E M B E R   2 0 0 5 
 
         2005           2004 
 

 €  € €  T€ 

A. EIGENKAPITAL 

Geschäftsguthaben 
1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres 

ausgeschiedenen Mitglieder 645.818,30   627 
2.     der verbleibenden Mitglieder 16.549.766,08   16.385 
3.     aus gekündigten Geschäftsanteilen 54.000,00   71 
        (Rückständige fällige Einzahlungen 
        auf Geschäftsanteile: € 1.747,76 
        Vorjahr: € 2.765,94) ____________ 17.249.584,38  
Ergebnisrücklagen 
1.     Gesetzliche Rücklage 5.560.000,00   5.506 
2.     Andere Ergebnisrücklagen 2.900.000,00 8.460.000,00  2.796 
Bilanzgewinn  641.617,53 26.351.201,91 305 
Eigenkapital insgesamt   26.351.201,91 25.690 
 
B. RÜCKSTELLUNGEN 
 
1.    Rückstellungen für Pensionen  
       und ähnliche Verpflichtungen 4.247.433,00   4.188 
2.     Steuerrückstellungen 36.576,30   24 
3.     Rückstellungen für Bauinstandhaltung 736.000,00   996 
4.     Sonstige Rückstellungen 2.938.747,40  7.958.756,70 3.175 

C. VERBINDLICHKEITEN 
 
1. Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten 154.652.827,70   164.319 
2. Verbindlichkeiten gegenüber  

anderen Kreditgebern 4.102.246,52   4.414 
3.     Spareinlagen 77.954.576,88   69.490 
4.     Erhaltene Anzahlungen 8.620.813,12   8.609 
5.     Verbindlichkeiten aus Vermietung 851.746,11   445 
6. Verbindlichkeiten aus  

Betreuungstätigkeit 29.636,80   16 
7. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen 1.550.894,78   1.144 
8. Verbindlichkeiten gegenüber  

verbundenen Unternehmen 115.609,71   42 
9. Sonstige Verbindlichkeiten 983.854,81   397 
        davon aus Steuern: € 280.234,17 
        Vorjahr: € 230.079,64___________   248.862.206,43  
 
D.   STADTERNEUERUNGSMITTEL 

Förmlich festgelegte Gebiete 
1.      für Grunderwerb 218.577,28   218 
2.      Trägervergütungen 98.144,79   98 
3.      Sonstige Maßnahmen 33.745,26 350.467,33  34 
Untersuchungsbereiche 
1.      Trägervergütungen 75.906,74 75.906,74 426.374,07 76 
   283.598.539,11 283.375 
 ============== ======= 

Bilanzvermerk 
Verbindlichkeiten aus Aufwendungs- 
darlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG 
Nominalwert: 2.050.565,65 € 
Barwert:         2.050.565,65  € 
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 
für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2005 
 
 
                                                                                                                                                            2005                       2004 
                                                                                                                        €                                    €                               T€ 
1.   Umsatzerlöse 
        a) aus der Hausbewirtschaftung 32.528.213,24 32.860 
        b) aus Betreuungstätigkeit 4.690,17 25 
        c) aus anderen Lieferungen und Leistungen   66.317,37                     32.599.220,78 76 

 
2.   Erhöhung oder Verminderung des Bestandes 

   an unfertigen Leistungen  698.000,00 -201 
3. Andere aktivierte Eigenleistungen  281.965,03 359 
 
4. Sonstige betriebliche Erträge  3.285.813,18 3.818 
 
5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen 
        a)    Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 13.586.295,65  15.089 
        b)    Aufwendungen für andere Lieferungen und 
                Leistungen 427.904,22 14.014.199,87 426 
 
         Rohergebnis  22.850.799,12 21.422 
 
6. Personalaufwand 

a)     Löhne und Gehälter 3.405.413,07  3.442 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für  

Altersversorgung und Unterstützung 1.053.372,04 4.458.785,11 1.014 
davon für Altersversorgung:  € 390.390,09 
(Vorjahr:  € 334.352,54) 

 
7. Abschreibungen 

auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen  4.243.389,58 4.218 
 

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen  2.202.439,31 1.740 
 
9. Erträge aus Beteiligungen  16.398,94 9 
 
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und  

Ausleihungen des Finanzanlagevermögens  1.453,88 9 
 
11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  65.085,43 92 
 
12. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  10.625.674,37 11.150 
 
 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit  1.403.449,00 -32 
 
13. Steuern    

a) vom Einkommen und Ertrag 0,00  -335 
b) sonstige 909.612,11 909.612,11 908 

  
14. Jahresüberschuss/-fehlbetrag  493.836,89 -605 
 
15. Gewinnvortrag  305.354,39 910 
 
16. Einstellung in Ergebnisrücklagen    

a)     in die gesetzliche Rücklage 54.000,00  0 
b)     in andere Ergebnisrücklagen 103.573,75 157.573,75  

 
17. Bilanzgewinn  641.617,53 305 
                           ===========  ===== 
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A N H A N G 
 
Allgemeine Angaben 
 
Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte entsprechend der Verordnung über 
Formblätter für die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen in der aktuellen Fassung vom 
6. März 1987. 
 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt. 
 
 
Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden: 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten bewertet. Es erfolgte eine lineare Ab-
schreibung auf die anzunehmende Nutzungsdauer von drei bis acht Jahren. 
 
Das Sachanlagevermögen wurde grundsätzlich zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt, vermindert 
um planmäßige lineare Abschreibungen entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer. Umfassende 
Modernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen werden zum Teil als nachträgliche Herstellungskosten unter 
Einbeziehung eines Anteils der eigenen Kosten der allgemeinen Verwaltung aktiviert. 
 
Bei Abschreibungen auf Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten wurde grundsätzlich eine 
Nutzungsdauer von 80 Jahren zu Grunde gelegt. 
 
Außenanlagen werden über eine Nutzungsdauer von 10 Jahren abgeschrieben. 
 
Bei Grundstücken mit Geschäfts- und anderen Bauten erfolgte die Abschreibung über 77, 50 und 25 Jahre bzw. 
die kürzere Restnutzungsdauer. 
 
Technische Anlagen und Maschinen wurden unterschiedlich, entsprechend einer Nutzungsdauer zwischen 7 und 
20 Jahren, abgeschrieben. 
 
Bei der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgte eine lineare Abschreibung über 3 bis 25 Jahren. 
Geringwertige Wirtschaftsgüter wurden im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen wurden grundsätzlich zu Anschaffungskosten bilanziert. Bei den Anteilen an verbundenen 
Unternehmen wurden Zuzahlungen in die Kapitalrücklagen in Höhe von € 1.200.000,00 geleistet. 
 
Die Vorräte wurden zu Anschaffungskosten bilanziert. 
 
Die „unfertigen Leistungen“ setzten sich aus noch nicht abgerechneten Heizungs- und Betriebskosten 
zusammen. 
 
Zweifelhafte Forderungen wurden wertberichtigt, uneinbringliche Forderungen abgeschrieben. 
 
In den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind € 6.719,42 gegenüber verbundenen Unternehmen 
enthalten. 
 
Die flüssigen Mittel enthalten Treuhandguthaben von € 33.506,64. 
 
Geldbeschaffungskosten wurden über die Laufzeit der Kreditverträge bzw. über die  kürzeren 
Zinsbindungsfristen abgeschrieben. 
 
Der Bilanzgewinn in Höhe von € 641.617,53 resultiert aus dem Jahresüberschuss (€ 493.836,89) und dem 
Gewinnvortrag (€ 305.354,39) sowie aus der Einstellung in die gesetzliche Rücklage (€ 54.000,00) und in andere 
Ergebnisrücklagen (€ 103.573,75). 
 
Der Barwert der Pensionsrückstellung wurde aufgrund eines versicherungsmathematischen Gutachtens mit 
einem Zinsfuß von 6% gebildet.  
 
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und sind in Höhe des nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Betrages angesetzt, wobei die Rückstellungen für Altschulden-
Hypotheken inklusive aufgelaufener Zinsen in Höhe von ca. € 1,7 Mio. mehr als die Hälfte des Betrages 
ausmachen. 
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Die Verbindlichkeiten sind grundsätzlich zu ihrem Rückzahlungsbetrag passiviert.  
 
In den sonstigen Vermögensgegenständen und den Verbindlichkeiten sind keine Beträge enthalten, die erst nach 
dem Bilanzstichtag rechtlich entstehen. 
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sind folgende periodenfremde Erträge und Aufwendungen 
enthalten: 
 
in der Position "Sonstige betriebliche Erträge" 1.044 T€ 
in der Position "Sonstige betriebliche Aufwendungen" 386 T€ 
 
Die periodenfremden Erträge im Geschäftsjahr 2005 ergeben sich im Wesentlichen aus der Auflösung von 
Rückstellungen (T€ 776) und der Auflösung von Wertberichtigungen (T€ 145). 
 
Die periodenfremden Aufwendungen entfallen hauptsächlich auf die Abschreibungen bzw. Wertberichtigungen 
auf Forderungen des Umlaufvermögens (T€ 275). 
 
 
 
Beteiligungen und Mitgliedschaften 
 
Die Genossenschaft hält folgende Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen: 

"Gilde" Heimbau Wohnungsbaugesellschaft mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2005: 570,0 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2005: 631 T€ 
Jahresüberschuss 2005: 23 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2005: 100 % 
 
GA FA Projektentwicklungs- und –steuerungs- 
gesellschaft mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2005: 1.200,0 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2005: 1.219 T€ 
Jahresüberschuss 2005: 15 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2005: 100 % 
 
Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen- 
schaften GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2005: 2.741,1 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2004: 1.929 T€ 
Jahresfehlbetrag 2004: 298 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 56 % 
 
Queens 45bc Event- und Tagungslocation GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2005: 12,3 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2004: 9 T€ 
Jahresüberschuss 2004: 16 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 49,0 % 
 
GfÖ Gesellschaft für  
Öffentlichkeitsarbeit gemeinnütziger und 
städtischer Wohnungsunternehmen in Berlin mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2005: 0,6 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2004: 283 T€ 
Jahresfehlbetrag 2004: 29 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 1,5 % 
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GVV – Gesellschaft für Versicherungsvermittlung  
und Vermögensbildung GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2005: 7,8 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2004: 403 T€ 
Jahresüberschuss 2004: 436 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 1,7 % 
 
 
Die Genossenschaft unterhält folgende Mitgliedschaften: 

- Berliner Volksbank eG; 500 Geschäftsanteile entsprechen T€ 26 
- Deutscher Genossenschaftsverlag eG, 2 Geschäftsanteile entsprechen T€ 6,0 
- Baugenossenschaft freier Gewerkschafter eG, 14 Geschäftsanteile entsprechen T€ 2,1 
- Ostfriesische Volksbank eG, ehemals Bank für Handel, Schifffahrt 
 und Gewerbe eG; 4 Geschäftsanteile entsprechen T€ 1,0 
- Oeko Geno eG, ehemals Ökobank eG, 10 Geschäftsanteile entsprechen T€ 0,3 
 
- BBU Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. 
- GdW - Selbsthilfeeinrichtung zur Sicherung von Spareinlagen 
 
 
Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse 
 
Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse, die nicht aus der Bilanz ersichtlich sind: 
T€ 181 Eventualverbindlichkeit aus gesamtschuldnerischem Haftungs- 
  verhältnis gegenüber einem ehemaligen Geschäftsführer der  
  Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH 
 
T€ 800 Selbstschuldnerische unbefristete Höchstbürgschaften für die GA FA   

  Projektentwicklungs- und –steuerungsgesellschaft mbH im Rahmen 
   von Hypotheken-Darlehen 

 
Nicht passivierte Aufwendungsdarlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG betragen zum Bilanzstichtag: 
 
Nominalwert: 2.050.T€ 
Barwert:         2.050 T€ 
 
Der Tilgungsbeginn dieser Darlehen lag in 2005. Der Tilgungssatz beträgt 2%. Die zur Sicherung dieser 
Aufwendungsdarlehen eingetragenen Grundschulden beliefen sich am 31.12.2005 auf 2.793 T€. 
 
 
Ergänzende Angaben 
 
Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 2005 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.2005 10.348 54.684 
 
Zugang 2005 596 3.257 
 
Abgang 2005 470 2.718 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.2005 10.474 55.223 
 
 
Ein Geschäftsanteil beträgt € 300,00. Das haftende Kapital erhöhte sich im Geschäftsjahr um € 167.679,15 auf 
€ 17.249.584,38. Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder haben sich um € 165.077,40 auf 
€ 16.549.766,08 erhöht. 
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 31.12.2005  € 1.747,76. 
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Mitarbeiter der Genossenschaft 
 
Neben den zwei hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern waren in 2005 durchschnittlich folgende Arbeitnehmer 
beschäftigt: 
 
  Vollbeschäftigte Teilzeit- 
   beschäftigte 
 
Prokuristen 2 0 
Kaufmännische Mitarbeiter 38 9 
Technische Mitarbeiter 4 1 
Hauswarte 10 25 
gesamt 54 35 
 
Außerdem wurden durchschnittlich fünf Auszubildende beschäftigt. 
 
Die durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter hat sich im Vergleich zum Vorjahr um zwei vermindert. 
 
Mitglieder des Aufsichtsrates 
 
Manfred Weißbach Dipl-Ing. Baudirektor Aufsichtsratsvorsitzender 
Klaus Nicklitz Rechtsanwalt Stv. Aufsichtsratsvorsitzender 
Ernst Klubach Pensionär  Schriftführer 
Detlef Kühne Dipl.-Verwaltungswirt Stv. Schriftführer 
Reinhard Arf Rechtsanwalt und Notar 
Jürgen Koch Dipl.-Verwaltungswirt  
Renate Tonnes Frauenbeauftragte  
Prof. Dr. Thorsten Teichert  ordentlicher Universitätsprofessor  
Jürgen Bitterling Pensionär (bis 24. Juni 2005) 
Petra Mitschke Finanzbeamtin (ab 24. Juni 2005) 

 
Mitglieder des Vorstandes 
 
Hans-Jürgen Hermann 
Dirk Lönnecker 
 
Prokuristen: 
Johanna Traulsen 
Volkert Asmussen  
 
Forderungen an Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates  
 
bestanden am Bilanzstichtag nicht. 
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Zuständiger Prüfungsverband 
 
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., 
Lentzeallee 107, 14195 Berlin. 
 
Zuständige Fachaufsicht im Bereich der Spareinrichtung 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn 
 
Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns 
 
Der Vorstand schlägt vor, den Bilanzgewinn in Höhe von € 641.617,53 auf neue Rechnung vorzutragen.  
Dieser Bilanzgewinn resultiert aus dem Jahresüberschuss (€ 493.836,89) und dem Gewinnvortrag (€ 305.354,39) 
sowie der Einstellung in die gesetzliche Rücklage (€ 54.000,00) und in andere Ergebnisrücklagen 
(€ 103.573,75). 
 
Berlin-Charlottenburg, den 30. März 2006 
 

 
          D E R   V O R S T A N D 

 
 
 
 
  Hermann  Lönnecker   
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Weitere Erläuterungen zum Jahresabschluss 
 
 

ANLAGENSPIEGEL PER 31.12.2005              
  

       

          

 
Stand 

01.01.2005 
Zugänge 

 
Abgänge 

 
Stand 

31.12. 2005 

kumulierte 
Abschrei- 
bungen  

Abschreibungen 
des 

auf Abgänge 
entfallende Ab- 

kumulierte Ab- 
schreibungen 

Buchwert 
31.12.2005 

Buchwert 
31.12.2004 

 
Geschäftsjahres früherer Jahre 

  
schreibungen 

 
31.12.2005 

 € € € € € € € € € €

Immaterielle Vermögensgegenstände           

    
  

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten 
 

1.283.307,51
 

155.847,93
 

0,00 1.439.155,44
 

534.641,98
 

186.796,84
 

0,00 721.438,82
 

717.716,62
 

748.665,53
 

Sachanlagen           

    

  

   

  

    

     

    

  

    

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten 300.519.242,70 3.088.310,78 2.637.554,58 300.969.998,90 79.296.793,12 3.658.922,44 684.162,64 82.271.552,92 218.698.445,98 221.222.449,58

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Geschäfts- und anderen Bauten 6.415.505,28 1.848,96 0,00 6.417.354,24 937.568,90 142.336,00 0,00 1.079.904,90 5.337.449,34 5.477.936,38

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne 
Bauten 30.279.218,12 0,00 0,00 30.279.218,12 4.574,96 1.317,14 0,00 5.892,10 30.273.326,02 30.274.643,16

Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 1.284.512,66 0,00 0,00 1.284.512,66 0,00 0,00 0,00 0,00 1.284.512,66 1.284.512,66

Technische Anlagen und Maschinen 1.757.117,18 0,00 0,00 1.757.117,18 1.725.317,75 6.850,63 0,00 1.732.168,38 24.948,80 31.799,43
Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 2.170.754,63 103.624,26 86.501,19 2.187.877,70 1.630.284,48 247.166,53 86.501,19 1.790.949,82 396.927,88 540.470,15

Bauvorbereitungskosten 5.565.849,35 213.442,43 0,00 5.779.291,78 21.699,02 0,00 0,00 21.699,02 5.757.592,76 5.544.150,33

Geleistete Anzahlungen 220.364,99 5.683,52 0,00 226.048,51 0,00 0,00 0,00 0,00 226.048,51 220.364,99

348.212.564,91 2.724.055,773.412.909,95 348.901.419,09 83.616.238,23 4.056.592,74 770.663,83 86.902.167,14 261.999.251,95 264.596.326,68
           

Finanzanlagen           

    

    

  

   

Anteile an verbundenen Unternehmen 3.487.648,13 1.200.000,00 0,00 4.687.648,13 176.499,00 0,00 0,00 176.499,00 4.511.149,13 3.311.149,13

Beteiligungen 21.602,30 0,00 0,00 21.602,30 952,30 0,00 0,00 952,30 20.650,00 20.650,00

Andere Finanzanlagen 35.523,79 42,51 0,00 35.566,30 174,20 0,00 0,00 174,20 35.392,10 35.349,59

3.544.774,22 0,001.200.042,51 4.744.816,73 177.625,50 0,00 0,00 177.625,50 4.567.191,23 3.367.148,72
           

Anlagevermögen insgesamt 353.040.646,64 4.768.800,39   2.724.055,77 355.085.391,26 84.328.505,71 4.243.389,58 770.663,83 87.801.231,46 267.284.159,80 268.712.140,93
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Forderungsspiegel 
  insgesamt davon mit einer  
   Restlaufzeit von  
   mehr als 1 Jahr  
  T€_ T€ (Vorjahr T€) 
Forderungen 
-  aus Vermietung 704 0 (559) 
-  aus dem Verkauf von Grundstücken 0 0 (6) 
-  aus Betreuungstätigkeit 1 0 (28) 
-  aus anderen Lieferungen und Leistungen 10 0 (17) 
-  gegen verbundene Unternehmen 66 0 (286) 
Sonstige Vermögensgegenstände 1.286 0 (657) 
 
Verbindlichkeitsspiegel 
Verbindlichkeiten insgesamt davon 
   Restlaufzeit    grund- 
   unter  1 bis 5 über pfand- 
   1 Jahr  Jahre  5 Jahre rechtlich 
       gesichert 
  T€  T€ T€ T€ T€ 
Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 154.653 8.228 18.507 127.918 154.653 
Vorjahr 164.319 7.997 20.334 135.988 164.047 

Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen 
Kreditgebern 4.102 350 1.524 2.228 3.948 
Vorjahr 4.414 312 1.436 2.666 4.243 

Spareinlagen* 77.955 77.955 - - - 
Vorjahr 69.490 69.490 - - - 

Erhaltene Anzahlungen 8.621 8.621 - - - 
Vorjahr 8.609 8.609 - - - 

Verbindlichkeiten aus 
Vermietung 852 805 11 36 - 
Vorjahr 445 395 11 39 - 

Verbindlichkeiten aus 
Betreuungstätigkeit 29 29 - - - 
Vorjahr 16 16 - - - 

Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und 
Leistungen 1.551 1.478 73 - - 
Vorjahr 1.144 1.118 26 - - 

Verbindlichkeiten gegen- 
über verbundenen 
Unternehmen 115 115 - - - 
Vorjahr 42 42 - - - 

Sonstige  
Verbindlichkeiten 984 984 - - - 
Vorjahr 397 397 - - - 
Gesamtbetrag 248.862 98.565 20.115 130.182 158.601 
Vorjahr 248.876 88.376 21.807 138.693 168.290 
  ====== ===== ===== ===== ===== 
 
* Die Spareinlagen gliedern sich nach Ursprungslaufzeiten in:   (Vorjahr T€) 
 a) Spareinlagen mit 3-monatiger Kündigung  T€  9.635 (9.682) 
 b) Spareinlagen mit besonders vereinbarter Zinsbindung  T€  63.127 (58.243) 
 c) Mietkautionen   T€ 3.661     (1.555) 
    T€ 76.423 (69.480) 
 d) Sparbriefe   T€ 1.532        (10) 
    T€ 77.955 (69.490) 
    == ===== ====== 
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